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Margit Mayer 

Großstadt und neue soziale Bewegungen 
Eine Einführung 

Die Bilder, die wir zum Begriff "städtischer so­
zialer Bewegungen" assoziieren, beschwören 
von breiter Unterstützung getragene militante 
Hausbesetzungen, Blockaden von Räumungs­
baggern, Störung öffentlicher Hearings, phanta­
sievolle Sit-ins oder Experimente mit utopi­
schen Wohn- und l^bensformea Diese Bilder 
scheinen einer vergangenen Ära anzugehören; 
falls sie heute aufscheinen, fehlt entweder die 
breite Mobilisierung, oder der Bedeutungsge­
halt ist ein anderer. Auch die Stadtforschung 
spricht in den letzten Jahren von einer 
"bewegungsarmen Situation", registriert ledig­
lich punktuelle, sporadische Protestaktivitäten, 
diagnostiziert die Entpolitisierung, Kooptation 
oder gar den Niedergang städtischer sozialer 
Bewegungen.1 In der Bewegungsforschung, die 
unserem Gegenstand auf der Spur bleiben 
könnte, klafft ebenfalls ein Loch: Hier wird das 
spezifisch Städtische an sozialen Bewegungen 
bislang systematisch durch andere Thematisie­
rungen verdeckt (z.B. Alternativbewegung, 
Selbsthilfebewegung etc.) 

Gegenläufig zu diesen Trends werden in die­
sem Heft die städtischen Akzente bei neuen so­
zialen Bewegungen und Bürgerinitiativen und 
die Verbindungslinien zwischen "alten" und 
"neuen" städtischen Bewegungen aufgespürt. 
Auf den ersten Blick haben die militanten 
Hausbesetzungen von gestern nicht viel mit den 
heutigen Instandbesetzungsprogrammen dank 
Staatsknete gemein - und noch weniger mit den 
aktuellen Angriffen von marginalisierten Teilen 
der städtischen Bewegung auf Stattbau / Berlin 
oder Yuppie-Kneipen beispielsweise in Kreuz­
berg. Oder die Ghetto-Aufstände, die die Stadt­
revolte in den amerikanischen Städten der 60er 
Jahre prägten: Was haben sie mit den Stadtteil­
gruppen und -entwicklungsgesellschaften, die 
das Rückgrat des "Neighborhood Movement" 
der 70er und 80er Jahre ausmachen, gemein? 
Und was mit den Tompkins Square Riots, in 
denen vor zwei Jahren der Protest gegen die 

Gentrifizierung von Manhattans Lower East 
Side explodierte, und der sich auch gegen die 
inzwischen etablierten Stadtteilentwicklungsge­
sellschaften richtete? 

Städtische soziale Bewegungen tauchen of-
fensichüich - je nach Ort und Zeit - in unter­
schiedlichen Ausformungen auf, und unter­
scheiden sich schon dadurch von den 
"typischen" neuen sozialen Bewegungen 
(Ökologie-, Friedens-, Frauen- oder Anti-
AKW-Bewegung), daß die Zusammensetzung 
ihrer Träger, die umkämpften Issues und die 
aufgestellten Ziele hoch variabel sein können. 
Sie sind also nur unter historisch und national 
spezifischen Bedingungen beschreibbar. Aber 
dennoch sind es nicht völlig kontingente Ent­
wicklungen. Vielmehr soll hier der These nach­
gegangen werden, daß der gemeinsame Nenner 
solcher sozialen Konflikte und Bewegungen 
mehr ist als die Addierung der stadtpolitisch 
relevanten Aspekte der neuen sozialen Bewe­
gungen; daß städtische soziale Bewegungen 
eigene Entwicklungsmuster hervorgebracht 
haben, die - trotz enormer Unterschiede der 
Mechanismen, mit denen Bürger und Kommu­
nen Einfluß auf den politischen Entscheidungs-
prozeß nehmen - auch international vergleich­
bar sind. Diese Entwicklungsmuster aufzuspü­
ren ist sowohl für den sozialwissenschaftlichen 
wie den bewegungsinternen Diskurs v.a. not­
wendig, um die kommunalpolitischen Bezüge 
von Institutionalisierungsprozessen der neuen 
sozialen Bewegungen - etwa innerhalb alterna­
tiver Kommunalpolitik, über Gleichstellungs­
stellen etc. - zu verstehen. 
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I. Der gemeinsame Nenner 
städtischer sozialer 
Bewegungen 

Städtische Bewegungen, auch wenn sie bis­
weilen den "neuen sozialen Bewegungen" zu­
geordnet werden (weil sie an dem Bewegungs­
zyklus partizipieren, der in den 1960er Jahren 
einsetzte)2, liegen "quer" zu den Kategorien, 
den Themen und Arenen des NSB-Diskurses. 
Sie lassen sich weder durch neue Issues noch 
durch neue Akteure noch durch neue Hand­
lungsrepertoires eindeutig eingrenzen (wie dies 
häufig für die Ökologie-, Friedens-, Alternativ­
oder neue Frauenbewegung unternommen 
wird), sondern scheinen sich eher über den Ort 
ihrer Mobilisierung zu definieren. Dieser "Ort" 
beherbergt die Voraussetzungen der Reproduk­
tion der Arbeitskraft (Wohnung, Einkaufsmög­
lichkeiten, Kindergärten etc.), er stellt sowohl 
"gebaute Umgebung" wie gewachsene Milieus 
und Netzwerke dar. Unter Bedingungen kapita-
litalistischer Entwicklung implizieren diese 
Voraussetzungen spezifische Problemlagen, die 
von Oppositionsbewegungen artikuliert werden 
(Probleme mit der Wohnungsversorgung, Sozi­
alleistungen statt produktionsbezogener Infra­
struktur, Mobilisierung gegen die Aufwertung 
bestimmter Stadtteile oder gegen die Zerstörung 
von Milieus etc.). Ferner bewirkt die Verfaßt-
heit des politischen Systems, daß kommunale 
Aufgaben zu Auslösern von Konflikten werden 
können (z.B. wenn sich Bürgerinitiativen gegen 
einen Flächennutzungsplan wenden). Darüber­
hinaus werden "städtische Problemlagen" auch 
schlicht dadurch generiert, daß sie sich auf lo­
kaler Ebene konkret manifestieren: Die Risiken 
moderner Technologien äußern sich zunächst 
örtlich, und Auseinandersetzungen um die 
Umweltqualität, um Energieversorgung oder 
Müllproblematik lokalisieren sich deshalb häu­
fig in der Kommune. Aber auch die bloße Ver­
dichtung (Agglomeration) bringt in vielen Be­
reichen eine "kritische Masse" hervor, die Vor­
aussetzung für und spezifischen Einfluß auf die 
Bewegungen darstellt: Entstehung und Dyna­

mik von Alternativbewegung, Schwulenbewe­
gung oder Frauenbewegung sind ohne die spe­
zifisch städtische Subkultur- und Milieubildung 
nicht denkbar. 

Solch unterschiedliche Bezüge zur Stadt sind 
gemeint, wenn von spezifisch städtischen Pro­
blemlagen und Bewegungen die Rede ist. Häu­
fig werden sogar Projekte und Bewegungen 
subsumiert (VoBo, Frieden, Frauen), die sich 
eher "zufällig" in der Stadt abspielen. Dies er­
scheint nicht nur deshalb legitim, weil städti­
sches Milieu und städtische Infrastruktur ihre 
Voraussetzung bilden, sondern auch, weil diese 
Aktivitäten zunehmend in kommunalpolitische 
Strategien integriert werden: sei es, um Urba­
nität zu entwickeln (oder zu vermarkten), sei es, 
um neuartige soziale Probleme (mittels Basis­
nähe und Feinsteuerung) besser zu lösen. 
Sowohl Forderungen als auch Akteure der 
Frauen- wie der Umweltbewegung werden zu­
nehmend in die Kommunalpolitik integriert (s. 
Beiträge zu Frankfurt in diesem Heft). 

Um den gemeinsamen Nenner solch dispara­
ter Bewegungen zu eruieren, sind die gängigen 
Raster der NSB-Diskussion nicht tauglich: Das 
spezifisch Städtische wird von den dort entwic­
kelten Forschungsfragen und Hypothesen ge­
rade verdeckt.3 Auch andere sozialwissen­
schaftliche Disziplinen - etwa die Stadtsoziolo­
gie, lokale Politikforschung oder die BI-For-
schung - bearbeiten jeweils einen Zipfel, aber 
nicht städtische Bewegungen als solche. In den 
70er Jahren versuchte man, den gemeinsamen 
Nenner der städtischen sozialen Bewegungen in 
den Grenzen und Widersprüchen der kollekti­
ven Konsumtion auszumachen (vgl. Castells, 
1977) oder in den Restriktionen zentralstaatli­
cher Vorgaben für die lokale Ebene (vgl. Grau­
han, 1975). Damit waren möglicherweise zen­
trale Erscheinungsformen städtischer Konflikte 
und Bewegungen der fordistischen Phase be­
nannt, aber die Erscheinungsformen wurden 
bald unübersichtlicher und disparater.4 Politi­
sche Auseinandersetzungen um Chancen und 
Einrichtungen der kollektiven Konsumtion 
können nicht mehr als das "eigentliche Feld" 
städtischer Politik (im Gegensatz zur zentral­
staatlichen Ebene, wo die Konflikte der Pro-
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duktionssphäre angesiedelt wurden) behauptet 
werden. Inzwischen ist offensichtlich, daß auch 
die lokale Ebene ökonomische und den Pro-
duktionsprozeß betreffende Funktionen wahr­
nimmt, dabei sogar eine zunehmend wichtigere 
Rolle spielt!5 Und inzwischen hat eine neue 
Hierarchisierung der Städte sowie die Erfah­
rung unterschiedlicher Stadtregierungen unter­
schiedliche Optionen und Entwicklungswege 
der Kommune wieder betont, so daß die lokale 
Ebene nicht mehr allein als "verlängerter Arm" 
des Zentralstaats erklärt werden kann. 

Wenn wir hier die Entwicklungsmuster städ­
tischer Bewegungen ins Zentrum rücken, so ist 
dies sicherlich nur auf dem Hintergrund der 
Entwicklung städtischer Konflikte sinnvoll, die 
sich in den unterschiedlichen Phasen kapitalisti­
scher Entwicklung unterschiedlich darstellten. 
In diesen Phasen ist "die Stadt" in den 
entwickelten westlichen Ländern jeweils von 
durchaus vergleichbaren Krisenauswirkungen 
und Umstrukturierungen gekennzeichnet. 
Damit sind nicht nur die spezifisch räumlichen 
Auswirkungen der Modernisierungsprozesse 
(wie die der De-und Reindustrialisierung, der 
Stadtzerstörung, Sanierung oder Aufwertung) 
gemeint, sondern auch die sozialen und 
kulturellen Uniformierungsprozesse von Wohn-
und Lebensstilen, die gleichzeitig zu einer 
verstärkten Ausgrenzung und Diskriminierung 
von Gruppen, die sich diesem Prozeß nicht 
anpasssen (können oder wollen), tendieren. 
Dieser Prozeß betrifft das Leben im inneren 
Großstadtraum besonders stark, da hier die 
Umstrukturierungsprozesse dichteste Bestände 
gewachsener Lebensformen und sozialer 
Beziehungen zu "enteignen" drohen; zum 
anderen konzentrieren sich hier ge­
sellschaftliche Gruppen, die von den Moderni­
sierungsprozessen besonders empfindlich ge­
troffen werden ("soziale Problemgruppen") und 
solche, denen bei der kulturellen Umori-
entierung und Pluralisierung von Lebensstilen 
eine Vorreiterrolle zukommt. 

Dabei wurde "Stadt" bzw. "Großstadt" unter 
höchst unterschiedlichen Vorzeichen themati­
siert: Die Losungen variieren von "Zurück aufs 
Land" (die Verherrlichung von Kleinräumigkeit 

und Überschaubarkeit hat bei manchen Bewe­
gungen heute wieder Renaissance!) über 
"Nehen wir uns die Stadt!" bis hin zur neuen 
Urbanität. In den verschiedenen Bewegungen 
der 70er und frühen 80er Jahre ging es nicht nur 
um partikulare Mobilisierungen gegen be­
stimmte Planungs-Projekte, auch nicht nur um 
ein Dach über dem Kopf, sondern um eine an­
dere Aneignung der Stadt. Es handelt sich bei 
den städtischen Bewegungen also keineswegs 
jeweils um vergleichbare Akteure und Träger, 
die Ziele sind genauso variabel wie die Organi-
sationsformen und die ideologische Zusammen­
setzung. Diese Veränderungen ergeben für die 
bundesdeutsche Nachkriegsentwicklung (aber, 
mit gewissen Verschiebungen, auch für andere 
entwickelte westliche Nationen) ein bestimmtes 
"Karrieremuster" städtischer Bewegungen6: 
Über diverse Vorläufer entsteht eine breite, oft 
fundamentalistische, städtische Oppositionsbe­
wegung, die sich allmählich (teils gespalten, 
teils marginalisert) in eine pragmatischere Be­
wegungsszene transformiert, um in den 80er 
Jahren als Innovationsreserve in neuen Ver­
handlungsstrukturen zu fungieren und gleich­
zeitig neue Konfliktlinien mitzuproduzieren. 
Diese Entwicklungsdynamik städtischer Bewe­
gungen soll im folgenden auf der Folie der Pha­
sen städtischer Entwicklung und der ihnen ei­
genen Konfliktmuster nachgezeichnet werden. 

Phasen städtischer 
Konflikte und städtischer 
Bewegungen7 

1. Innerstädtische Sanierung 

Während die unmittelbare Nachriegsentwick-
lung von kaltem Krieg und deutschem Wirt­
schaftswunder beherrscht war, deuten sich ab 
Mitte der 60er Jahre mit dem Ausbau des 
(sozialdemokratische) keynesianisch-sozial-
staatlichen Entwicklungsmodells spezifische 
Konfliktlinien an. Die Ausweitung der Instru-



mente und Instanzen zentralstaatlicher Planung 
und Steuerung verfolgten das Ziel, die Segnun­
gen des fordistischen Modernisierungsprozesses 
möglichst gleichmäßig zu verteilen. Dem loka­
len Staat kam dabei die Aufgabe zu, die städti­
sche Infrastruktur und Sozialeinrichtungen aus­
zubauen (Straßennetz, Schulen, Kindergärten, 
Kliniken, sozialer Wohnungsbau) und die Nut­
zung des städtischen Raums zu planen. Flä-
chensanierung und moderner Wohnungsbau 
prägten landauf, landab (nicht nur sozialdemo­
kratische) Landes- und Kommunalpolitik. Flä-
chenhafter Abriß ganzer gründerzeitlicher 
Stadtquartiere (z.B. in Berlin) und deren Ersatz 
durch modernen Wohnungsbau bildeten den 
Höhepunkt und zugleich die Krise der sozial­
demokratischen Kommunalpolitik. Diese Form 
des Ausbaus städtischer Infrastruktur und So­
zialeinrichtungen hat die Zonierung städtischen 
Raums (in Wohn-, Erholungs-, Einkaufs- und 
Industriegebiete) vorangetrieben - wobei auch 
gewachsene Stadtteile zerstört wurden - , sie hat 
Konsumnormen angehoben - und dabei auch 
Lebensweisen standardisiert. 

Die erste Phase städtischer Oppositionsbewe­
gungen (60er und erste Hälfte der 70er Jahre) 
war getragen von Bürgerinitiativen gegen Sa­
nierungspläne, große Infrastruktur- und Stra­
ßenbauprojekte, die als Initiativen unmittelbar 
betroffener Bürger- ihre jeweiligen Wohn- und 
Lebensbedingungen zu verteidigen suchten. 
Diese Bis entwickelten sich oft aus existieren­
den Honoratiorenverbänden und Bürgerverei­
nen. In der Wahl der Methoden zur Verteidi­
gung des Stadtteils waren sie meist pragma­
tisch: Bevorzugt waren professionell-orientierte 
Strategien ("Planungsalternativen von unten"), 
aber man scheute auch vor offenem Protest auf 
der Straße nicht zurück. Nicht nur um den Aus­
bau der Infrastruktur gab es Auseinanderset­
zungen, auch um Preis, Qualität, Mitgestaltung. 
Um kulturelle Normen der öffentlichen Ein­
richtungen des kollektiven Konsums, die für 
den Ausbau des kynesianisch-sozialdemokrati-
schen Entwicklungsmodells zentral waren, ent­
standen Konflikte, die sich in lokalen Mobili­
sierungen (v.a. um öffentliche Verkehrsmittel, 
Schulen, Kinderläden) ausdrückten. Auch for­

mierten sich Initiativen aus der jugendlichen 
Protestbewegung, die ihre Wurzeln in der anti­
autoritären Bewegung der 60er Jahre hatte. Im 
Lauf der 70 Jahre wurde diese lokale Szene er­
gänzt durch eine Welle von Basis- und Stadt­
teilgruppen, die aus den vormaligen politischen 
Projekten der außerparlamentarischen Opposi­
tion hervorgingen. Sie reagierten bereits auf die 
Kosten und Belastungen, die der fordistische 
Klassenkompromiß den aus dem Pakt Ausge­
schlossenen aufbürdete. 

Die staatlichen Konzessionen, selbst während 
der sozialdemokratischen Reformphase 1971 -
74, erschöpften sich jedoch in bescheidenen 
Anhörungs- und Beteiligungsangeboten. Der 
Übergang 1974 zur (Schmidtschen) Krisenpoli­
tik führte schließlich zu einer völligen Ab­
schottung der institutionellen Politik; städtische 
Opposition und Protest überhaupt wurden dele-
gitimieit Gleichzeitig raubten politische Zen­
tralisierungsmaßnahmen den Kommunen noch 
mehr Handlungsspielraum.8 

Im Lauf der Hausbesetzungen, Mietstreiks 
und Demos gegen Sanierung und Entmietungen 
bildete sich immerhin ein dichtes Netz von 
selbstorganisierten Formen des Zusammenle­
bens und Arbeitens im städtischen Bewe­
gungsmilieu, in dem eigene organisatorische 
Ansätze (wenngleich unterschiedlicher Stabili­
tät) entwickelt wurden. 

Auch in den USA war diese Phase von einer 
breiten Bewegung charakterisiert, die ver­
suchte, Kahlschlagsanierung, Verkehrsplanung 
und tertiäre Urnnutzung zu stoppen - allerdings 
begleitet von militanten Ghettoaufständen. 
(Mollenkopf, 1983; Mayer, 1987) 

2. Städtische Restrukturierung 

Spätestens Mitte der 70er Jahre waren die 
Grenzen des fordistischen Entwicklungsmodells 
offensichlich geworden: Wachsende Folgeko­
sten der Massenproduktion und des Massen­
konsums sowie die Politisierung dieser Folge­
kosten drosselten die Wachstumsraten und lie­
ßen neue soziale Konflikte und neue Bewegun­
gen entstehen, die diese Kosten - Zerstörung 
der Städte und massive ökologische Probleme -
auf die Tagesordnung setzten. 
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Die ökonomischen Umstrukturierungen, die 

unternommen wurden, um der Krise des For­
dismus zu begegnen, vermehrten den Anteil der 
gesellschaftlichen Gruppen, die vom "Segen 
des Wachstums" ausgeschlossen bleiben, was 
dazu führte, daß im Verlauf der 70er Jahre neue 
soziale und politische Träger städtischer Oppo­
sition entstanden: radikale Instandbesetzer, he­
terogene Altemativprojekte und grün-bunte 
Parteien nahmen dort Platz, wo vorher Bis und 
Mietergruppen mobilisert hatten. Die Geschlos­
senheit des bundesdeutschen Wachstumskar­
tells begünstigte eine radikal-oppositionelle 
Selbstdeutung der lokalen Bewegungsmilieus 
und erleichterte das Zusammenkommen ent­
täuschter Bis, radikaler städtischer Opposition 
und lokaler NSB-Projekte (Frauen, Frieden) in 
ersten lokalen Wahlbündnissen. Kennzeichnend 
für diese Phase war die Ökologisierung des 
Protests und die Suche nach fundamentalen und 
verallgemeinerbaren Alternativen. (Roth, 
1990b) 

Auch in den gemeinsamen Aktionen der 
Hausbesetzerbewegung kamen z.T. höchst un­
terschiedliche Ziele vertretende Gruppen zu­
sammen: Bürger- und Mieterinitiativen, ju­
gendliche Ausgegrenzte, alternative politische 
Gruppen. Ihre Interessen reichten von behutsa­
mer Stadterneuerung und Selbsthilfe in der 
Wohnungssanierung über Nischen in abgesi­
chertem Milieu, vom Kampf gegen den Staat 
zum schlichten Interesse an günstigen räumli­
chen Bedingungen für politische Projekte. Ge­
meinsam war ihnen jedoch die radikale Kritik 
an der staatlichen Wohnungspolitik, über weite 
Strecken auch die Ablehnung herrschender 
Produktions- und Konsumnormen. Anspruch 
auf Selbstbestimmung, staatsfreie Privatsphäre 
und Abbau von Kontrolle waren die Merkmale 
der städtischen Bewegungen während dieser 
Hochphase. Diese städtische Opposition konnte 
nicht mehr marginalisiert werden. Sie büßten 
jedoch in dem Maß, mit dem sich ihre Protest­
motive verbreiteten, auch ihre radikale Kraft 
ein. So formierte sich gegen Mitte der 80er 
Jahre die Bewegung zu einer breit gefächerten, 
aber pragmatischer orientierten Bewegungs­
szene, die sich allmählich sowohl auf den 

"Markt" als auch auf den "Staat" einließ. 
Auch in den USA vermischte sich eine 

höchst heterogene Protestkultur - aus verschie­
denen Richtungen kommend und vom Kontext 
der gegenkulturellen Mobilisierung der 60er 
Jahre durchwirkt - zu dem, was die Beobachter 
als "urban revolution" bezeichneten.9 Ihre 
Selbstdeutung war jedoch um einiges pragmati­
scher als die durch den deutschen Sicherheits­
staat beförderte der hiesigen Bewegungen. 
Auch förderte der amerikanische Staat schon in 
den 70er Jahren Stadtsanierung mittels privater 
Initiativen und mit expliziter Einbeziehung von 
Stadtteilorganisationen als politischer Reprä­
sentanz marginaliserter und auch oppositionel­
ler städtischer Gruppen, so daß hier eine Trans­
formation "from protest to program" früher und 
reibungsloser einsetzte als in der BRD. (Vgl. 
Mayer, 1987) 

3. Neue Polarisierungen - und neue Ver­
handlungsstrukturen 

Räumliche Folgen der Krise des Fordismus und 
der Umstrukturierung waren sowohl neue re­
gionale Polarisierungen (Süd-Nord-Gefälle) als 
auch Polarisierungen innerhalb der städtischen 
Agglomerationen. Hohe Dauerarbeitslosigkeit 
und das Anwachsen ungesicherter Beschäfti­
gungsverhaltnisse sind durchaus Merkmale der 
neuen "dynamischen" Wachstumssektoren; sie 
belasten v.a. die kommunalen Haushalte. Auch 
ökologische Altlasten (Müllprobleme, Smog, 
Verkehr, Wasserversorgung) fallen weitgehend 
in kommunale Zuständigkeit. Während zenral-
staatliche Sparpolitik die kommunalen Finanz­
spielräume zunehmend einschränkt, Krisenla­
sten sich aber auf lokaler Ebene kummulieren 
und die interkommunale Konkurrenz sich inten­
siviert, suchen viele Kommunen diese Dille-
matas durch aktives Management, "privat-pu-
blic partnerships" und unkonventionelle Politi­
ken kleinzuarbeiten. Die dafür notwendigen 
aktiven Koordinations- und Steuerungsleistun­
gen sind nur in flexibler Zusammenarbeit mit 
den die jeweiligen lokalen Interessen repräsen­
tierenden Gremien zu erbringen. 

Gleichzeitig nimmt das Stadtwachstum neue 
Fomen an: Revitalisierung und Gentrifizierung 
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der Innenstädte, Wachstum polyzentrischer Ag­
glomerationen und neue Formen kleinräumiger 
Segregation lösen die fordistischen Zonen und 
Ringe auf. Neue Subventionsprogramme für 
Neubau und Altbauerneuerung wurden aufge­
legt; dabei wurden private Anlagegesellschaften 
gegenüber den öffentlich kontrollierten Bauge­
sellschaften bevorzugt. Kleinteilige Verfahren 
der Altbauerneuerung wurden eingeführt, Miet-
und Planungsrecht wurden liberalisiert. Wie in 
der amerikanischen Gentrification vollzieht 
sich die städtische Umstrukturierung ungeplant, 
entsprechend den Marktgesetzen, d.h. 
kleinteilig und eher unmerklich. 

Dies deregulierte, flexibilisierte Wachstum 
schafft neue Ausgrenzungen: Obdachlosigkeits-
raten explodieren, selbst in den wachsenden 
Städten. 1 0 Dauerarbeitslosigkeit und unge­
schützte Beschäftigungsverhältnisse gehören zu 
den Merkmalen des neuen Wachstums. Gewin­
ner sind nicht nur bei den Yuppies, sondern 
auch in den Reihen der oppositionellen städti­
schen Bewegungen zu finden, insbesondere 
unter Mitarbeitern und Initiatoren der vielen ge­
förderten Projekte und intermediären Organisa­
tionen, die nun längerfristig abgesichert und ge­
sellschaftlich relativ anerkannt arbeiten. 

Weil stadtteilbezogene Orgamsationen sich 
bei der Entwicklung flexibler Vermittlungsfor­
men den traditionellen (wohlfahrtsstaatlichen) 
Organisationen als überlegen erwiesen haben, 
wird staatliche Förderung von Selbsthilfe-Pro­
jekten in der Sanierung, im Sozial- und Ge­
sundheitswesen, und in der Kulturpolitik aus­
gebaut. Gleichzeitig mit partieller Deregulie­
rung und Leistungsrücknahme werden also 
neue Verhandlungsstrukturen installiert und 
neue Formen staatlich gestützter Selbststeue­
rung erprobt, in die aus der städtischen Bewe­
gung entstandene Organisationen eingebunden 
werden. Das heißt, die städtischen Bewegungen 
der späten 80er Jahre haben sich, im Kontext 
der krisenerzwungenen Politisierung der kom­
munalen Ebene, grundlegend verändert. Ihnen 
kommen jetzt vielschichtige und widersprüchli­
che Funktionen zu, gerade weil sie sich durch 
"hohe Polyvalenz" auszeichnen, "was die 
Gleichzeitigkeit wirtschaftlicher, sozialer und 

kultureller Zielsetzungen betrifft." (Evers, 
1988) 

Einerseits werden mit Hilfe der neuen inter­
mediären Organisationen lokale konkrete Ver­
besserungen erzielt, die in vieler Hinsicht bes­
ser sind als vom Staat oder Kapital bereitge­
stellte Möglichkeiten. Zugleich werden margi-
nalisierte Bevölkerungsgruppen, die durch tra­
ditionelle Integrationsmaßnahmen nicht er­
reichbar sind, zur Partizipation animiert. In die­
ser Kooperation bilden sich, drittens, manche 
Kollektive, Beratungsinstitutionen oder Stadt­
teilentwicklungsgesellschaften zu Arbeitsver­
mittlern neuen Typs heraus, die gleichzeitig mit 
der Bearbeitung sozialer und ökologischer Pro­
bleme auch billige Arbeitskräfte über Gelder 
eines kommunalen zweiten Arbeitsmarktes 
vermitteln und sich selbst im Management der 
neuen parastaatlichen Organisationen profes-
sionalisieren. 

Während die lokalen Bewegungsmilieus 
durch Teilhabe an staatlichen Förderprogram­
men - und unterstützt durch ihre parlamentari­
sche Repräsentanz - "auf Dauer" gestellt wur­
den 1 1 , veränderte sich nicht nur ihr intermedi­
äres Umfeld (durch grün-alternative Listen auf 
kommunaler Ebene sowie durch neue kommu­
nale Insitutionen wie Frauengleichstellungs­
stellen, Umweltbeauftragte, Beratungsstellen 
für zweite Arbeitsmärkte etc.), sondern auch die 
soziale Zusammensetzung der Bewegungsszene 
selbst. Die Szene differenziert sich zunehmend 
in "Arrivierte" und "Marginalisierte", die 
Spannungen zwischen den verschiedenen 
Gruppen zeigen sich in Aktionen gegen Statt­
bau in Berlin genauso wie in "unorganisierten" 
Besetzungen von leerstehenden Häusern in der 
Lower East Side, mit denen die inzwischen eta­
blierte Stadtteilgruppe doch ihre Instandset­
zungsprogramme durchführen wollte. (Vgl. 
Smith, 1989) 
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III. Ansatzpunkte städtischer 
Bewegungen in den 90er 
Jahren 

Solche Implosionserscheinungen innerhalb der 
Bewegungsszene markieren wichtige Verände­
rungen, genauso wie die Einpassung der ökolo-
gisch-orientierten Alternativprojekte in post-
fordistisch flexibilisierte Politikmodelle ein 
verändertes Verhältnis zwischen Bewegungen 
und Staat signalisiert: Sie müssen wahrgenom­
men und untersucht werden. Jedoch erschöpft 
sich das Feld städtischer Bewegungen noch 
nicht in diesem neuen Antagonismus, wo die 
einen als Schicki-Micki bekämpfen, was die 
andern als Errungenschaft der behutsamen, 
partizipatorischen Stadterneuerung verteidigen 
(Schmoll, 1990). Entsprechend den neuen ge­
sellschaftlichen Differenzierungs- und Seg­
mentierungsprozessen entstehen vielmehr 
höchst vielschichtige neue Polarisierungen und 
Spaltungen, die sich in den existierenden politi­
schen Parteien- und den gewohnten Bewe­
gungssystemen schwer Ausdruck verschaffen 
können. Folglich beobachten wir unkonventio­
nelle Bündnisse und Bewegungen, die ver­
schiedenste Mittel und Wege explorieren, um 
ihren Wiederstand oder ihre Forderungen zu 
artikulieren. Wo Deindustrialisierung und Dis-
investment drohen, verbünden sich Gewerk­
schaften mit Industrieverbänden, um protektio-
nistische Forderungen durchzusetzen. Wo ra­
santes Wachstum problematische Folgen zu 
zeigen beginnt, koalieren Konservative mit 
Progressiven gegen Investoren und Planer, de­
ren Wachstumsstrategien die Lebensqualität ei­
ner Stadt zu ruinieren drohen. Sowohl christ­
demokratische als auch rot-grüne Stadtregie­
rungen experimentieren mit der Neuformulie­
rung von Politikinhalten und Diskursformen, 
bisweilen in sehr ähnlicher Weise. 

Zumeist jedoch mobilisieren die Bewegungen 
im Rahmen der jeweiligen Segmentationsmu-
ster: tertiarisierte städtische Mittelschichten für 
wachstumsfeindliche und ökologische Ziele, 
pragmatisierte Bürgerinitiativen mit wechseln­

den Themen und durchaus gegen eine rot-grüne 
Kommunalregierung, marginalisierte und flexi-
blisierte Gruppen für das alltägliche Überleben 
und für eine menschenwürdige Stadt. 

Vor allem in den USA häufen sich in den 
letzten Jahren Bis gegen Stadtwachstum (sog. 
"locally-based anti-growth movements", vgl. 
Scott, 1990). In Orange County (Kalifornien) 
bildeten sich "Quality of Life Coalitions" von 
linken Demokraten und rechten Republikanern, 
um Zersiedlung, Luftverschmutzung und er­
drückenden Verkehrströmen Einhalt zu gebie­
ten. Dank lokaler Autonomie und plebiszitärer 
Planungsmechanismen kam es in den letzten 
Jahren immer häufiger zu Referenden bzw. 
Wahlinitiativen, um die Zahl der Baugenehmi­
gungen zu reduzieren oder um stärkere Bau­
dichten zu verhindern. 

Während solche Kampagnen (v.a. in prospe­
rierenden Wohngemeinden) häufig zu Konflik­
ten mit ärmeren, meist ethnischen Bezirken füh­
ren, wo restriktive Planung eher als Luxus für 
privilegierte Gruppen wahrgenommen wird, 
mehren sich ökologische Proteste auch in ar­
men, in rassisch minoritären und in Arbeiter­
vierteln. (Vgl. Bullard, 1990; Krauss, 1990) 
Während die einen für eine bessere Lebensqua­
lität zu zahlen bereit sind und - wenn's sein muß 
- zu kämpfen, machen andere - v.a. in konkre­
ten Aktionen gegen Alt- und Neulasten, Gif tab­
fall oder Verbrennungsanlagen - immer wieder 
die Erfahrung abweisender, lügender und zyni­
scher staatlicher Behörden, deren Politisie­
rungseffekte immerhin vereinzelt von der Be­
wegungsforschung aufgegriffen werden. (Vgl. 
z.B. Walsh 1988) 

Die Rebellionen und Alltagskämpfe der Mar-
ginalisierten sind nicht minder vielschichtig. 
Zwar hat die Lebensqualität im innerstädtischen 
Ghetto selten mit Verkehrsverstopfung zu tun: 
Hier geht es um Arbeitslosigkeit, Drogen, Kr i ­
minalität und menschenwürdige Wohnraumver­
sorgung. Dies bedeutet nicht notwendig einen 
sozialräumlichen Konflikt (wie ihn Keil in die­
sem Heft am Beispiel einer gemeinsamen In­
itiative gegen eine Müllverbrennungsanlage in 
Los Angeles illustriert). Diesem sozialen Raum 
eigen jedoch ist die wichtige Rolle der infor-
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mellen Ökonomie. Sie stellt zwar einerseits 
(zusammen mit prekären Beschäftigungsver-
hältnissen) ein integrales Element des postfor-
distischen Wachstumsmodells dar, dient aber 
zugleich auch als Überlebensstrategie für die, 
denen garantiertes Einkommen, gewerkschaftli­
che Organisation und häufig sogar Bürgerrechte 
versagt sind. Sie ist durchsetzt mit Selbsthilfe-
Institutionen wie Arbeitslosenzentren, Wohn­
genossenschaften und Suppenküchen. Die Aus­
gegrenzten werden von existierenden und neu 
entstehenden kirchlichen und menschenrechtso-
rientierten Organisationen unterstützt. Ob­
dachlosenprojekte sowie Unterstützergruppen 
für Irnrnigranten und politische Flüchtlinge 
skandalieren die Mißstände; Ausländergruppen 
und autonome Gruppen greifen ebenfalls ein in 
den Kampf um menschenwürdige Wohn- und 
Lebensmöglichkeiten in der restrukturierten 
Stadt. In der zunehmenden Intemationalisierung 
- man könnte präziser von "Dritt-Weltisierung" 
sprechen - dieser metropolitanen Räume liegt 
jedoch noch eine weitgehend unerschlossene 
Herausforderung für die städtischen Bewegun­
gen der 90er Jahre. 

Offensichflich haben städtische soziale Be­
wegungen im Verlauf der oben skizzierten Pha­
sen ihr Gesicht verändert, aber es gibt sie nach 
wie vor. Die städtischen Bewegungen der 90er 
Jahre setzen sich aus unterschiedlichen 
Fragmenten zusammen, sind vielschichtig und 
in sich gespalten, sind von neuen Institutionali-
sierungsprozessen gekennzeichnet und liefern 
Impulse für innovative Kommunalpolitik. Den­
noch gibt es nach wie vor "grassroots" Mobili­
sierung wie auch gewaltsame riots. Nicht zu­
letzt, weil dies Muster auch für die Entwicklung 
anderer neuer sozialer Bewegungen relevant zu 
sein scheint, ging es nun darum, diese Ver­
schiebungen genauer zu verstehen (anstatt vor­
schnell das Ende der Bewegungen oder das 
Ende "des Sozialen" zu proklamieren). 

Die Beiträge in diesem Heft sind diesen Ver­
schiebungen auf der Spur, aber sie stellen nur 
einen Anfang dar. Um das angedeutete eigene 
Entwicklungsmuster städtischer Bewegungen 
tatsächlich zu entwickeln - um so die Rolle und 
Entwicklungschancen städtischer Bewegungen 

in den gegenwärtigen Umstrukturierungen be­
stimmen zu können -, ist gezielte empirische 
Forschung, die Aufarbeitung existierender Fall­
studien, sind vergleichende Projekte städtischer 
Bewegungen dringend angesagt. 

Margit Mayer lehrt Politik am John F. 
Kennedy-Institut für Nordamerikastudien der 
F U Berlin. 
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Anmerkungen 

1 Z.B. Fainstein, 1987; Gottdiener, 1987; Harvey, 
1989,238/9. 

2 In den USA fiel diese Zuordnung keineswegs so 
leicht. Die gleichen Akteure (Stadtteilinitiativen, 
Hausbesetzer etc.) werden hier eher als Teil eines um­
fassenderen "Neighborhood Movement" und als Fort­
setzung früherer und älterer Bewegungen interpre­
tiert. Sie erscheinen insofern nich als Novum, viel­
mehr überlappen sich seit den Ghettorevolten der frü­
hen 60er Jahre bis heute unterschiedliche Wellen von 
Stadtteil- oder stadtbezogener Mobilisierung. 

3 Die NSB-Forschung untersucht für die Altemativbe-
wegung beispielsweise deren Tendenz zur Stabilisie­
rung und die Erosion alternativ-ökonomischer An­
sprüche. Oder sie untersucht die Selbsthilfebewe­
gung, aber v.a. eingeschränkt auf Policy-
Perspektiven: Was sind sozialpolitische Effekte von 
Selbsthilfe-Einrichtungen, was sind mögliche 
arbeitsmarkt- oder beschäftigungspolitische Effekte? 

4 Castells entwickelte (1983) seine Definition städti­
scher sozialer Bewegungen weiter, so daß sie nicht 
nur kollektive Konsumbewegungen einschloS, son­
dern auch andere, die die Stadt in ihrem Sinne verän­
dern wollen. Vgl. Lowe, 1986. Siehe auch die Bei­
träge von Krämer und Krämer-Badoni in diesem Heft. 

5 Im übrigen hat die Kommune schon immer die Auf­
gabe wahrgenomen, die Infrastruktur als Produkti­
onsbedingung auf lokaler Ebene bereitzustellen. Nur 
sahen die infrastrukturellen Voraussetzungen früher 
anders aus als unter Bedingungen post-fordistischer 
Akkumulation. (Vgl. Mayer 1990). 

6 Die grundlegenden Unterschiede zu dem die Ent­
wicklung städtischer Bewegungen in Lateinamerika 
oder Asien prägenden Muster herauszuarbeiten, ist 
eine andere Aufgabe. Siehe den Beitrag zu Mexiko 
Stadt in diesem Heft. 

7 Diese Darstellung basiert auf den Ergebnissen der 
noch unveröffentlichten Habilschrife Margit Mayer, 
"Stadtische Bewegungen und Staat- eine verglei­
chende Analyse von Entwicklungstendenzen im Ver­
hältnis zwischen städtischen Bewegungen und Staat 
in BRD und USA," Frankfurt/M. 1987. 

8 Vor diesem Hintergund gediehen in der Stadt-
forschuang der 70er Jahre die instrumentalistischen 
Theorien, die die Kommune als "verlängerten Arm" 
oder "Pufferzone" konzipierten. Hier entstanden Kon­
fliktlinien zwischen Bundes- bzw. Landesebene und 
Kommunen zM. um Finanzausgleich, Sozialpolitik 
oder Wohnungsversorgung, und die Frage war, ob die 
kommunale Opposition lediglich Legitimadonsfunk-
tionen erfüllte oder einen Raum lokaler Autonomie 
erzeugte. (Vgl. Grauhan, 1975). Unter dem Eindruck 
der politischen Auseinandersetzugen um die Chancen 
der kollektiven Konsumtion hat Castells diese als das 
eigentliche Feld städtischer Politik definiert 

9 ZJB. Daniel Bell, Virginia Held, 1969. "The Commu­
nity Revolution," The Public Interest 16, Sommer 
1969. 

10 Für die USA wurde festgestellt, daß dort, wo sich die 
Wachstumsindustrien konzentrieren (z.B. Städte im 
Sunbelt der USA), die meisten Teilzeit- und Abrufar­
beitsplätze, die höchste Zahl von Vollerwerbstätigen, 
die mit ihrem Lohn unter der Armutsgrenze blei­
ben, und die rapideste Ausbreitung der informellen 
Ökonomie zu finden sind. (Logan/Molotch, 1987: 
281) • 

11 Schon seit Mitte der 70er Jahre gingen Teile der lo­
kalen Bewegungen auf grün/bunt/altemativen Listen 
in die lokalen Parlamente, nach dem Motto: "Jetzt 
wählen wir uns selbst!", um ihre Alternative auch in­
nerhalb zentraler politischer Institutionen präsent zu 
machen. 


